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Einleitung 

Α. Einleitender Überblick über die Bedeutung und den 
Regelungszweck des Anerkennungstarifvertrages 

In Anbetracht der in der letzten Dekade fortgeschrittenen  Europäisierung und 
Globalisierung der Wirtschaftsmärkte  und der hiermit einhergehenden Beschäf-
tigungskrise in der Bundesrepublik Deutschland fordern  die Unternehmen un-
ablässig eine Flexibilisierung des Arbeitsmarktes und insbesondere der gelten-
den Tarifverträge.  Da sich die Koalitionen den Herausforderungen  nur zöger-
lich stellten, geriet der VerbandstarifVertrag,  der auch als FlächentarifVertrag 
bezeichnet wird, in die Kritik.1 Gleichzeitig führte die „Krise" des Flächentarif-
systems zu einer tarifpraktischen  Aufwertung des Firmentarifvertrages.  Zahl-
reiche Arbeitgeber versprechen sich von einer firmentarifVertraglichen  Struktu-
rierung der Arbeits- und Wirtschaftsbedingungen eine individuelle, der wirt-
schaftlichen Leistungsfähigkeit ihrer Unternehmen gerecht werdende Vertei-
lung der sozialen Lasten und Risiken. Eine andere Interessenlage liegt hingegen 
der verstärkten Hinwendung der Gewerkschaften zum Gestaltungsinstrumenta-
rium des Firmentarifvertrages  zu Grunde. Das primäre Regelungsziel der Ge-
werkschaften besteht darin, ihren in nicht koalitionswilligen Unternehmen 
beschäftigten Mitgliedern eine kollektivarbeitsrechtlich gesicherte Arbeitsord-
nung zu gewährleisten, die in ihrem Regelungsgehalt mit dem auf verbandsta-
rifVertraglicher  Ebene erreichten Tarifstandard  weitgehend harmoniert. 

Der Anerkennungstarifvertrag  stellt eine spezifische Form des Firmentarif-
vertrages dar. Vertragsparteien sind der einzelne Arbeitgeber und die jeweils 
tarifzuständige Arbeitnehmervereinigung. Ungeachtet des Bedeutungszuwach-
ses firmentarifVertraglicher  Regelungen und der damit einhergehenden Renais-

1 Zur „Krise" des Flächentarifvertrages  - siehe stellvertretend Bispinck,  ArbRGew 34 
(1997), 49, 49 f.; Däubler,  NZA 1996, 225, 225; Hanau,  RdA 1998, 65, 65; Heinze, 
Festschrift  ftir  Kraft,  S. 205, 205; Henssler,  ZfA 1994, 487, 488 f.; Hromadka,  Fest-
schrift  ftir  Wlotzke, S. 333, 335 f.; ders.,  AuA 1996, 289, 289; Junker,  ZfA 1996, 383, 
384 ff.;  Kirchner,  AuA 1995, 73, 73 f.; Konzen,  NZA 1995, 913, 916 f.; Molitor,  Fest-
schrift fur Schaub, S. 487, 487; Rieble,  RdA 1996, 151, 151; Schlochauer,  Festschrift 
fur Schaub, S. 699, 699 ff.;  Winkler,  NZA 2000, Sonderbeilage zu Heft 24, S. 10, 10; 
Zachert,  RdA 1996, 140, 140 f.; ders.,  ZTR 1998, 97, 97. 
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sance2 des Firmentarifvertrages  in der Rechtslehre3 blieben signifikante Rechts-
fragen des Anerkennungstarifvertrages  sowohl in der Rechtsprechung als auch 
im Schrifttum nahezu unerörtert.4 Das Bundesarbeitsgericht  befasste sich zwar 
in mehreren Urteilen mit dem Regelungsinstrumentarium des Anerkennungsta-
rifvertrages,  sah indes keine Veranlassung zu einer vertieften Würdigung des 
besonderen Tarifvertragstypus. 5 Auch aktuelle Stellungnahmen in der Literatur 
schenken dem Anerkennungstarifvertrag  kaum Beachtung, sondern konzentrie-
ren sich auf die Erörterung allgemeiner Problemstellungen der firmentarifVer-
traglichen Regelungsbefugnis oder setzen sich in inhaltlicher Hinsicht mit Fra-
gen der unternehmensspezifischen, dass heißt inhaltlich originären Ausgestal-
tung der Firmentarifbedingungen auseinander.6 

Die vorliegende Arbeit hat es sich daher zum Ziel gesetzt, die sozialpolitische 
Bedeutung des Anerkennungstarifvertrages  herauszuarbeiten und die vielfälti-
gen Rechtsfragen, die im Zusammenhang mit der anerkennungstarifVertragli-
chen Strukturierung der Arbeits- und Wirtschaftsbedingungen auftreten, einge-
hend zu behandeln. 

Der Anerkennungstarifvertrag  erfüllt  eine charakteristische tarifpolitische 
Funktion, die sich in wiederkehrenden Vertragsklauseln manifestiert.  Sein 

2 Bereits in den siebziger Jahren des zurückliegenden Jahrhunderts wurden einzelne 
Rechtsfragen des Firmentarifvertrages  in der Debatte um die so genannte „betriebsnahe 
Tarifpolitik" ausführlich diskutiert - vgl. hierzu Buchner,  DB 1970, 2025, 2025 ff.; 
ders.,  DB 1970, 2074, 2074 ff.;  Däubler,  Tarifvertragsrecht,  Rn. 605; Gamillscheg, 
Kollektives Arbeitsrecht I, S. 1005 f.; Hensche,  RdA 1971, 9, 9 ff.;  Hess, DB 1975, 548, 
548 ff;  ders.,  ZfA 1976, 45, 46 ff;  Kempen/Zachert,  Grundlagen Rn. 93; Oetker,  in 
Wiedemann, § 2 TVG Rn. 123; Wieland,  Recht der Firmentarifverträge,  Rn. 17 ff. 

3 Vgl. Becker,  AuA 2000, 18 ff;  Henssler,  ZfA 1998, 517, 519 ff;  Ischner,  Verein-
heitlichung standortunterschiedlicher tarifvertraglicher  Arbeitsbedingungen durch Haus-
tarifvertrag,  S. 136 ff;  Stein,  RdA 2000, 129, 129 ff;  Waas,  ZTR 2000, 341, 341; Wie-
land,  Recht der Firmentarifverträge,  Rn. 1 ff;  Zachert,  Festschrift  für Kehrmann, 
S. 335, 335 ff;  ders.,  NZA 2000, Sonderbeilage zu Heft 24, S. 17, 17 ff;  siehe auch 
Häuser,  Festschrift  für Kissel, S. 297, 297 ff;  Lieb,  Festschrift  für Kissel, S. 653, 653 
ff;  Matthes,  Festschrift  für Schaub, S. 477, 477 ff;  Oetker,  in SchleeffOetker,  Tarifpoli-
tik im Wandel, S. 60 ff. 

4 Eine nähere Untersuchung spezifischer Rechtsfragen des AnerkennungstarifVertra-
ges findet sich lediglich bei Oetker,  in Schleef/Oetker,  Tarifpolitik im Wandel, S. 90 ff. 
Siehe auch Unterhinninghofen,  Anm. zu ArbG Verden vom 20.09.2000, AiB 2001, 372, 
372. 

5 BAG vom 18.12.1996, AP Nr. 1 zu § 1 TVG Kündigung; BAG vom 18.06.1997, AP 
Nr. 2 zu § 1 TVG Kündigung; BAG vom 20.06.2001, AP Nr. 18 zu § 1 TVG Bezug-
nahme auf Tarifvertrag;  BAG vom 29.08.2001, AP Nr. 17 zu § 1 TVG Bezugnahme auf 
Tarifvertrag;  BAG vom 18.02.2003, AP Nr. 163 zu Art. 9 GG Arbeitskampf. 

6 An dieser Stelle sei auf eine von Wieland,  Recht der FirmentarifVerträge,  Rn. 301 ff. 
durchgeführte  Analyse hingewiesen. Aufgeschlüsselt nach unterschiedlichen Wirt-
schaftsgruppen stellt er einzelne Regelungsgehalte von Firmentarifverträgen  dar. 
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zentraler Regelungszweck besteht in der inhaltlichen Angleichung der auf fir-
mentarifVertraglicher  Ebene geltenden Arbeits- und Wirtschaftsbedingungen an 
das von den Koalitionen ausgehandelte Tarifniveau der VerbandstarifVerträge. 
Unter Verzicht auf eine inhaltlich originäre Tarifgestaltung lehnen sich die 
Parteien des Anerkennungstarifvertrages  kraft  Verweisung an die Regelungs-
vorgaben eines Verbandstarifvertrages  an. Das Wesen des Anerkennungstarif-
vertrages liegt demgemäß in der inhaltlichen Unterwerfung  der tarifgebundenen 
Normadressaten unter die von fremden Sozialpartnern ausgeformte Verbandsta-
rifordnung.  Der Anerkennungstarifvertrag  zeichnet sich also durch eine Zwit-
terstellung aus. Im Hinblick auf seine Entstehung ist der Typus des Firmenta-
rifvertrages  und im Hinblick auf seinen Inhalt ist der Typus des Verbandstarif-
vertrages das Leitbild. 

Insbesondere die Gewerkschaften sind bestrebt, Firmentarifbedingungen ge-
genüber nicht koalitionswilligen Arbeitgebern durchzusetzen, die mit den Re-
gelungsvorgaben der VerbandstarifVerträge  inhaltlich korrespondieren. In Ver-
folgung des tarifstrategischen  Anliegens, ihren Mitgliedern im jeweiligen Wirt-
schaftszweig regional einheitliche Tarifbedingungen zu gewährleisten, erheben 
die Gewerkschaften gegenüber einzelnen Außenseiterarbeitgebern die Forde-
rung nach „Anerkennung" der Verbandstarifinhalte.  Zielorientiert ausgedrückt 
dient das Regelungsinstrumentarium des Anerkennungstarifvertrages  somit der 
„inhaltlichen Gleichstellung" unkoalierter Arbeitgeber mit den verbandstarif-
gebundenen Unternehmen. 

Eine wichtige tarifpolitische Funktion erfüllt  der Anerkennungstarifvertrag 
darüber hinaus im Zusammenhang mit der Bewältigung der „Krise" des Flä-
chentarifVertrages.  Auf eine „Flucht" der Unternehmen aus einer bestehenden 
Verbandstarifbindung reagieren die Gewerkschaften oftmals mit der Forderung 
nach Abschluss eines Anerkennungstarifvertrages,  um hierdurch einer Unter-
schreitung des Verbandstarifiiiveaus  entgegenzuwirken. Demgemäß stützen 
Anerkennungstarifverträge  indirekt das in der Bundesrepublik Deutschland 
gewachsene Flächentarifsystem. 

Aber auch fur den einzelnen Arbeitgeber bietet eine inhaltliche Anbindung an 
den Verbandstarifstandard  wesentliche Vorteile. Mit der firmentarifvertragli-
chen Übernahme der auf Verbandsebene erzielten Sozialkompromisse partizi-
piert der Außenseiter mittelbar an der Verhandlungsftihrung  der Arbeitgeber-
vereinigung, ohne sich in eine als nachteilig empfundene Koalitionseinbindung 
begeben zu müssen. Darüber hinaus bewahrt die Bereitschaft  zur inhaltlichen 
Anerkennung der VerbandstarifVerträge  kleine Unternehmen, denen eine sozia-
le Durchsetzungsfähigkeit  fehlt, im Regelfall vor einem einseitigen Tarifdiktat 
sozial mächtiger Gewerkschaften. 

Um dem Leser die Charakteristik des Anerkennungstarifvertrages  zu veran-
schaulichen, sind im Anhang dieser Arbeit typische Vertragsgestaltungen do-


